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548. Bundesgesetz: 42. Gehaltsgesetz-Novelle, Änderung des Pensionsgesetzes 1965, des Nebengebüh-
renzulagengesetzes und des Bundestheaterpensionsgesetzes
(NR: GP XVI RV 461 AB 506 S. 72. BR: AB 2912 S. 455.)

549. Bundesgesetz: 35. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle und Änderung der Bundesforste-Dienstord-
nung
(NR: GP XVI RV 460 AB 507 S. 72. BR: AB 2913 S. 455.)

550. Bundesgesetz: Änderung des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 (2. BDG-Novelle 1984), des Rich-
terdienstgesetzes, des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984 und des Land- und
forstwirtschaftlichen Landeslehrer-Dienstgesetzes
(NR: GP XVI RV 462 AB 508 S. 72. BR: AB 2914 S. 455.)

5 5 1 . Bundesgesetz: Änderung des Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetzes (BLVG-Novelle 1984)
(NR: GP XVI RV 459 AB 509 S. 72. BR: AB 2915 S. 455.)

5 4 8 . Bundesgesetz vom 12. Dezember 1984,
mit dem das Gehaltsgesetz 1956 (42. Gehalts-
gesetz-Novelle), das Pensionsgesetz 1965, das
Nebengebührenzulagengesetz und das Bundes-

theaterpensionsgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:
Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 656/
1983, wird wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 2 lit. c lautet:
„c) die Barbezüge, die Verpflegung, die Abfin-

dung für die Verpflegung, der Familienunter-
halt und die Wohnkostenbeihilfe, sowie die
Entschädigung bei Übungen nach dem Hee-
resgebührengesetz, BGBl. Nr. 152/1956,
Geldleistungen nach § 3 Abs. 2 des Bundesge-
setzes über die Entsendung von Angehörigen
des Bundesheeres zur Hilfeleistung in das
Ausland, BGBl. Nr. 233/1965, und die Bar-
bezüge, der Familienunterhalt und die
Wohnkostenbeihilfe nach dem Zivildienstge-
setz."

2. Im § 12 Abs. 2 Z 4 wird die Zitierung „Ärzte-
gesetz, BGBl. Nr. 92/1949," durch die Zitierung
"Ärztegesetz 1984, BGBl. Nr. 373," ersetzt.

3. Dem § 13 wird angefügt:
„(10) Der Monatsbezug des Beamten, dessen

Wochendienstzeit nach den §§ 50 a oder 50 b BDG
1979 auf die Hälfte herabgesetzt worden ist,
gebührt im halben Ausmaß. Diese Verminderung
wird abweichend vom § 6 für den Zeitraum wirk-
sam, für den die Wochendienstzeit herabgesetzt
worden ist.

(11) Dienstzulagen, auf die §58 Abs. 7, §59
Abs. 13 Z 2 oder Abs. 14, § 60 Abs. 6 oder § 60 a
anzuwenden sind, bleiben vom Abs. 10 unberührt."

4. Nach § 15 wird eingefügt:

„§ 15 a. (1) Für Zeiträume, in denen die Wochen-
dienstzeit nach den §§50a oder 50 b BDG 1979
herabgesetzt ist, gebühren dem Beamten abwei-
chend vom § 15 Abs. 2 bis 5 keine pauschalierten
Nebengebühren der im § 15 Abs. 1 Z 1 und 3 bis 6
angeführten Art. Laufende pauschalierte Nebenge-
bühren dieser Art erlöschen abweichend vom § 15
Abs. 6 mit dem Wirksamwerden der Herabsetzung
der Wochendienstzeit.

(2) Sonstige pauschalierte Nebengebühren
gebühren in dem Ausmaß, das sich bei sinngemäßer
Anwendung des § 15 Abs. 2 bis 5 durch die auf
Grund der Herabsetzung der Wochendienstzeit
geänderten Verhältnisse ergibt. Die sich daraus
ergebende Verringerung solcher pauschalierter
Nebengebühren wird abweichend vom § 15 Abs. 6
für den Zeitraum wirksam, für den die Wochen-
dienstzeit herabgesetzt worden ist."

5. Dem § 16 wird angefügt:

„(6) Die Abs. 1 bis 5 sind auf zusätzliche Dienst-
leistungen im Sinne des § 50 d BDG 1979 mit der
Maßgabe anzuwenden, daß der Überstundenzu-
schlag nur für Zeiten gebührt, mit denen der
Beamte die volle Wochendienstzeit überschreitet.
Werden in einem solchen Fall Dienstleistungen
erbracht, die mit verschieden hohen Überstunden-
zuschlägen abzugelten wären, so sind jene als
Überstunden im Sinne des ersten Satzes abzugel-
ten, für die die höheren Überstundenzuschläge
gebühren."
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6. § 17 Abs. 5 lautet:

„(5) § 16 Abs. 4 bis 6 ist sinngemäß anzuwen-
den."

7. § 20c Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dem Beamten kann aus Anlaß der Vollen-
dung einer Dienstzeit von 25 und 40 Jahren für
treue Dienste eine Jubiläumszuwendung gewährt
werden. Die Jubiläumszuwendung beträgt bei einer
Dienstzeit von 25 Jahren 150 vH und bei einer
Dienstzeit von 40 Jahren 300 vH des Monatsbezu-
ges, der der besoldungsrechtlichen Stellung des
Beamten in dem Monat entspricht, in den das
Dienstjubiläum fällt."

8. Im § 20 c Abs. 3 wird der Ausdruck „200 vH"
durch den Ausdruck „300 vH" ersetzt.

9. § 22 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Pensionsbeitrag beträgt 8 vH der
Bemessungsgrundlage. Diese besteht aus

1. dem Gehalt,
2. den als ruhegenußfähig erklärten Zulagen

und
3. den einen Anspruch auf eine Zulage zum

Ruhegenuß begründenden Zulagen,
die der besoldungsrechtlichen Stellung des Beam-
ten entsprechen. Den Pensionsbeitrag in der im
ersten Satz angeführten Höhe hat der Beamte auch
von den Teilen der Sonderzahlung zu entrichten,
die den unter Z 1 bis 3 genannten Geldleistungen
entsprechen. Für Zeiträume, in denen die Wochen-
dienstzeit des Beamten nach den §§ 50 a und 50b
BDG 1979 herabgesetzt ist, umfaßt die Bemes-
sungsgrundlage die in Z 1 bis 3 angeführten Geld-
leistungen in der Höhe, wie sie sich aus § 13
Abs. 10 und 11 ergibt."

10. Die Tabellen im §28 Abs. 3 erhalten fol-
gende Fassung:

11. Im §30 Abs. 1 wird der Betrag „1 117 S"
durch den Betrag „1169S" und der Betrag
„1 418 S" durch den Betrag „1 485 S" ersetzt.

12. Im § 30b Abs. 2 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „385 S" durch den Betrag

"403 S",
b) in Z 2 und Z 3 lit. a der Betrag „1010 S"

durch den Betrag „1 057 S",
c) in Z 3 lit. b der Betrag „1 214 S" durch den

Betrag „1 271 S".

13. § 30c Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Pflegedienst-Chargenzulage beträgt
monatlich

1. für Stationspfleger und Stationsschwestern
1 577 S,

2. für Oberpfleger und Oberschwestern 2 030 S,
3. für Pflegevorsteher und Oberinnen 2 482 S."

14. Im § 38 Abs. 1 wird der Betrag „714 S" durch
den Betrag „748 S" ersetzt.

15. Im § 38 a Abs. 1 wird der Betrag „533 S"
durch den Betrag „558 S" ersetzt.

16. Die Tabelle im § 39 Abs. 3 erhält folgende
Fassung:
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17. Die Tabelle im §42 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

18. Im § 42 Abs. 1 letzter Satz wird der Betrag
„56 172 S" durch den Betrag „58 812 S" ersetzt.

19. Im §43 Abs. 1 wird der Betrag „2 810 S"
durch den Betrag „2 942 S" ersetzt.

20. Im § 45 Abs. 1 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „6 673 S" durch den Betrag

„6 987 S",
b) in Z 2 der Betrag „8 342 S" durch den Betrag

„8734 S",

c) in Z 3 der Betrag „10 009 S" durch den
Betrag „10 479 S",

d) in Z 4 der Betrag „11 678 S" durch den
Betrag „12 227 S" und

e) in Z 5 der Betrag „13 347 S" durch den
Betrag „13 974 S".

21. Die Tabelle im §48 Abs. 3 erhält folgende
Fassung:

22. An die Stelle des § 48 Abs. 5 bis 9 treten fol-
gende Bestimmungen:

„(5) Wird ein Universitätsassistent zum außeror-
dentlichen Universitätsprofessor ernannt, so gebüh-
ren ihm die Gehaltsstufe und der Vorrückungster-
min, die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die
für das Erreichen seiner bisherigen Gehaltsstufe
notwendig war, im dem vier Jahre übersteigenden
Ausmaß als außerordentlicher Universitätsprofes-
sor zurückgelegt hätte.

(6) Bei einer Ernennung zum außerordentlichen
Universitätsprofessor gebührt dem Beamten, der
vorher nicht Universitätsassistent war, die Gehalts-
stufe und der Vorrückungstermin, die sich ergeben
würden, wenn er zum Universitätsassistenten
ernannt und zum außerordentlichen Universitäts-
professor überstellt worden wäre.

(7) Wird ein außerordentlicher Universitätspro-
fessor zum ordentlichen Universitäts(Hoch-
schul)professor ernannt, so gebühren ihm die
Gehaltsstufe und der Vorrückungstermin, die sich
ergeben würden, wenn er die Zeit, die für das
Erreichen seiner bisherigen Gehaltsstufe notwendig
war, in dem 12 Jahre übersteigenden Ausmaß als
ordentlicher Universitäts(Hochschul)professor
zurückgelegt hätte. Die in der höchsten Gehalts-
stufe der außerordentlichen Universitätsprofesso-
ren verbrachte Zeit ist bis zum Ausmaß von vier
Jähren anzurechnen. Die §§ 8 und 10 sind sinnge-
mäß anzuwenden.

(8) § 12 ist auf Universitäts(Hochschul)professo-
ren nicht anzuwenden; diese Bestimmungen sind
jedoch bei Universitäts(Hochschul)professoren, die
aus einem anderen Dienstverhältnis als Bundesbe-
amter zum Universitäts(Hochschul)professor über-
stellt wurden, hinsichtlich der Festsetzung der
besoldungsrechtlichen Stellung im früheren Dienst-
verhältnis anzuwenden."

23. § 50 Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Dem außerordentlichen Universitätsprofes-
sor oder ordentlichen Universitäts(Hochschul)pro-
fessor, der als außerordentlicher Universitätsprofes-
sor oder ordentlicher Universitäts(Hochschul)pro-
fessor des Dienststandes vier Jahre in der höchsten
Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt eine ruhege-
nußfähige Dienstalterszulage.

(3) Die Dienstalterszulage des außerordentlichen
Universitätsprofessors gebührt im Ausmaß von
eineinhalb Vorrückungsbeträgen, die Dienstalters-
zulage des ordentlichen Univeristäts(Hoch-
schul)professors beträgt 5 347 S."

24. Im §51 Abs. 1 wird die Zitierung „BGBl.
Nr. 215/1962" durch die Zitierung „BGBl.
Nr. 216/1962" ersetzt.

25. Im § 51 a Abs. 1 und 2 entfallen jeweils die
Ausdrücke „und außerordentliche" und „oder
außerordentlichen".
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26. Die Überschrift zum § 52 und § 52 Abs. 1
und 2 lauten:

„ B e s o l d u n g s r e c h t l i c h e B e g ü n s t i -
g u n g e n für o r d e n t l i c h e U n i v e r s i -

t ä t s ( H o c h s c h u l ) p r o f e s s o r e n

§ 52. (1) Soweit es zur Gewinnung eines Wissen-
schaftlers oder Künstlers aus dem In- oder Ausland
notwendig ist, kann der Bundespräsident bei der
Ernennung zum ordentlichen Universitäts(Hoch-
schul)professor folgende besoldungsrechtliche
Begünstigungen gewähren:

1. ein höheres als das nach §48 gebührende
Gehalt;

2. eine höhere als die nach den §§ 51 und 51 a
gebührende Kollegiengeldabgeltung;

3. den Ersatz der Reise- und Frachtkosten, die
durch die Wohnsitzverlegung aus Anlaß der
Ernennung entstehen, und einen Haushalts-
zuschuß bis zur Höhe der Trennungsgebühr
für die Zeit, in der der Universitäts(Hoch-
schul)professor gezwungen ist, einen doppel-
ten Haushalt zu führen.

(2) Die Begünstigungen nach Abs. 1 Z 1 und 2
kann der Bundespräsident auch gewähren, um die
Berufung eines ordentlichen Universitäts(Hoch-
schul)professors in das Ausland oder die Annahme
einer Stellung außerhalb des Hochschulwesens im
In- oder Ausland abzuwehren."

27. Die Tabelle im § 55 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

28. Im § 56 Abs. 2 wird der Betrag „2 234 S"
durch den Betrag „2 339 S" ersetzt.

29. § 57 Abs. 2 lautet:
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30. Im § 58 Abs. 4 wird der Betrag „544 S" durch
den Betrag „570 S" und der Betrag „997 S" durch
den Betrag „1 044 S" ersetzt.

31. §58 Abs. 6 lautet:

„(6) Die im Abs. 5 angeführte Dienstzulage
beträgt

In der Verwendungsgruppe L 3 erhöht sich diese
Dienstzulage bei den im Abs. 5 Z 1 genannten
Fremdsprachlehrern an Polytechnischen Lehrgän-
gen und bei den im Abs. 5 Z 3 genannten Lehrern
für Werkerziehung an Polytechnischen Lehrgän-
gen und an hauswirtschaftlichen Berufsschulen um
312 S. In der Verwendungsgruppe L2b 1 erhöht
sich die im ersten Satz angeführte Dienstzulage bei
den im Abs. 5 Z 3 genannten Lehrern für Werker-
ziehung an Polytechnischen Lehrgängen und an
hauswirtschaftlichen Berufsschulen um 93 S."

32. Im § 59 Abs. 2 wird der Betrag „1 799 S"
durch den Betrag „1 884 S" ersetzt.

33. Im § 59 Abs. 3 wird der Ausdruck „in der
nächstniedrigeren Gehaltsstufe," durch den Aus-
druck „in der Gehaltsstufe, die sich im Falle einer
Überstellung in diese Verwendungsgruppe ergeben
würde," ersetzt.

34. Im § 59 Abs. 9 werden ersetzt:

a) in Z 1 der Betrag „605 S" durch den Betrag
„633 S",

b) in Z 2 der Betrag „918 S" durch den Betrag
„961 S" und

c) in Z 3 der Betrag „1 259 S" durch den Betrag
„1 318 S".

35. Im §59 Abs. 10 wird der Betrag „605 S"
durch den Betrag „633 S" ersetzt.

36. Im §59 Abs. 11 wird der Betrag „918 S"
durch den Betrag „961 S" ersetzt.

37. Im § 59 Abs. 13 Z 1 lit. c wird der Betrag
„726 S" durch den Betrag „760 S" ersetzt.

38. Im § 59 Abs. 14 werden ersetzt:
a) in Z 1 lit. a, Z 2 und Z 3 der Betrag „429 S"

durch den Betrag „449 S",

b) in Z 1 lit. b der Betrag „536 S" durch den
Betrag „561 S" und

c) in Z 4 der Betrag „215 S" durch den Betrag
„225 S".

39. § 59 Abs. 16 und 17 erhält folgende Fassung:

„(16) Einem Lehrer, der zur Unterstützung des
Schulleiters bestimmt ist (§ 9 Abs. 2 lit. d BLVG,
BGBl. Nr. 244/1965), gebührt eine Dienstzulage
von 50 vH der Dienstzulage, die ihm gemäß § 57
gebühren würde, wenn er Leiter seiner Schule
wäre. Ist jedoch an der Schule auch ein Fachvor-
stand vorgesehen, so gebührt dem Lehrer, der zur
Unterstützung des Schulleiters bestimmt ist, abwei-
chend vom ersten Satz eine Dienstzulage von
33 vH der Dienstzulage, die ihm gemäß § 57
gebühren würde, wenn er Leiter seiner Schule
wäre.

(17) Eine Bestellung zur Unterstützung des
Schulleiters ist nur an höheren oder selbständig
geführten mittleren Schulen zulässig, die minde-
stens zwölf Klassen aufweisen und an denen weder
Direktor-Stellvertreter noch Abteilungsvorstände
vorgesehen sind; die Bestellung mehrerer Lehrer an
einer Schule ist unzulässig."

40. Die Tabelle im § 60 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

41. Im § 60 Abs. 3 werden ersetzt:

a) der Betrag „356 S" durch den Betrag
„373 S",

b) der Betrag „298 S" durch den Betrag
„312 S",

c) der Betrag „107 S" durch den Betrag „112 S"
und

d) der Betrag „89 S" durch den Betrag „93 S".

42. Die Tabelle im § 60 a Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

334
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43. Dem § 61 wird angefügt:

„(9) Die Abs. 1 bis 8 sind auf Zeiten, mit denen
ein von den §§ 50 a oder 50 b BDG 1979 erfaßter
Lehrer lediglich das Ausmaß einer auf die Hälfte
herabgesetzten — und nicht einer vollen — Lehr-
verpflichtung überschreitet, mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß

1. an die Stelle der im Abs. 4 angeführten Ver-
gütung von 6,8 vH eine Vergütung von 5 vH
und

2. an die Stelle des im Abs. 5 angeführten Aus-
maßes von 25 vH das Ausmaß von 23,1 vH

tritt."

44. Die Tabelle im § 65 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

45. Im § 65 Abs. 3 wird der Betrag „2 060 S"
durch den Betrag „2 157 S" ersetzt.

46. Im § 65 Abs. 4 wird der Betrag „1 209 S"
durch den Betrag „1 266 S" ersetzt.

47. Die Tabelle im § 72 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

48. § 73 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dem Wachebeamten gebührt eine ruhege-
nußfähige Dienstzulage. Sie beträgt während der

Dauer des provisorischen Dienstverhältnisses 227 S
und nach der Definitivstellung

49. Im § 73 a werden ersetzt:
a) der Betrag „726 S" durch den Betrag

„760 S",
b) der Betrag „768 S" durch den Betrag „804 S"

und
c) der Betrag „909 S" durch den Betrag

„952 S".

50. Im § 73 b wird der Betrag „429 S" durch den
Betrag „449 S" ersetzt.

51. Die Tabelle im §74 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

52. Im § 75 Abs. 4 Z 2 wird vor dem Wort
„Suspendierung" der Klammerausdruck „(vorläufi-
gen)" eingefügt.
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53. Die Tabelle im § 76 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

54. Im § 76 a Abs. 1 werden ersetzt:
a) der Betrag „863 S" durch den Betrag

„904 S",
b) der Betrag „648 S" durch den Betrag „678 S"

und
c) der Betrag „430 S" durch den Betrag

„450 S".

55. Im § 77 Abs. 1 wird der Betrag „714 S" durch
den Betrag „748 S" ersetzt.

56. Die Tabelle im § 78 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

57. Im § 79 a wird der Betrag „1 833 S" durch
den Betrag „1 919 S" ersetzt.

58. Im § 79b Z 3 wird der Betrag „351 S" durch
den Betrag „367 S" und der Betrag „422 S" durch
den Betrag „442 S" ersetzt.

59. Die Tabelle im § 82 a Abs. 2 erhält folgende
Fassung:

60. Im § 82 a Abs. 3 wird der Betrag „1 994 S"
durch den Betrag „2 088 S" und der Betrag
„2 175 S" durch den Betrag „2 277 S" ersetzt.

61. Die Tabelle im § 82 c Abs. 1 erhält folgende
Fassung:
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62. Die Tabelle im § 82 c Abs. 5 erhält folgende Fassung:

63. Im § 82 c Abs. 8 entfallen die Worte „stän-
dig" und „vorübergehenden".

64. Im § 85 b Abs. 1 wird der Betrag „337 S"
durch den Betrag „353 S" ersetzt.

65. Im § 85 d Abs. 1 wird der Betrag „1 616 S"
durch den Betrag „1 692 S" ersetzt.

66. An die Stelle des § 86 Abs. 2 lit. a bis f treten
folgende Bestimmungen:

67. Im § 86 Abs. 3 wird der Betrag „2 555 S"
durch den Betrag „2 675 S" ersetzt.
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Artikel II

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, in der
Fassung des Art. I, wird wie folgt geändert:

1. § 20 c Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Dem Beamten kann aus Anlaß der Vollen-
dung einer Dienstzeit von 25 und 40 Jahren für
treue Dienste eine Jubiläumszuwendung gewährt
werden. Die Jubiläumszuwendung beträgt bei einer
Dienstzeit von 25 Jahren 200 vH und bei einer
Dienstzeit von 40 Jahren 400 vH des Monatsbezu-
ges, der der besoldungsrechtlichen Stellung des
Beamten in dem Monat entspricht, in den das
Dienstjubiläum fällt."

2. Im § 20 c Abs. 3 wird der Ausdruck „300 vH"
durch den Ausdruck „400 vH" ersetzt.

Artikel III

Die 28. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 396/
1975, wird wie folgt geändert:

An die Stelle des Art. III Abs. 6 treten folgende
Bestimmungen:

„(6) Auf die besondere Vergütung von Lehrern,
deren Lehrverpflichtung nach den §§ 50 a oder 50 b
BDG 1979 herabgesetzt gewesen ist, ist, soweit
nicht nach § 61 des Gehaltsgesetzes 1956 vorzuge-
hen ist, § 15 a Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 sinn-
gemäß anzuwenden.

(7) Entschädigungen nach den Abs. \ bis 6 dür-
fen jeweils nur für die Dauer der Durchführung des
Schulversuches gewährt werden."

Artikel IV

Artikel IV der 31. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 662/1977, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 656/1983, wird wie folgt geän-
dert:

Die Tabelle im Abs. 3 erhält folgende Fassung:

Artikel V

Die 41. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 656/
1983, wird wie folgt geändert:

1. Art. III Abs. 3 und 4 lautet:

„(3) In der Zeit vom 1. Jänner bis zum
31. Dezember 1985 gebührt Lehrern der Verwen-
dungsgruppe L 1 und Universitäts(Hochschul)assi-
stenten anstelle des im § 55 Abs. 1 des Gehaltsgeset-
zes 1956 vorgesehenen Gehaltes ein Gehalt in
nachstehend angeführter Höhe:

(4) In der Zeit vom 1. Jänner bis zum
31. Dezember 1985 beträgt die Dienstalterszulage
für Lehrer der Verwendungsgruppe L 1 und für
Universitäts(Hochschul)assistenten abweichend
vom § 56 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes 1956

2. Art. VI Abs. 2 lautet:

„(2) In der Zeit vom 1. Jänner bis 31. Dezember
1985 treten bei der Ermittlung der Ruhe(Versor-
gungs)genüsse der im Abs. 1 genannten Personen
an die Stelle der im § 55 Abs. 1 des Gehaltsgesetzes
1956 in den Gehalustufen 5 bis 16 vorgesehenen
neuen Ansätze die nachstehend angeführten
Beträge:
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3. An. XII Abs. 1 zweiter Satz lautet:

„Diese Dienstzulage beträgt, wenn er in diesem
Gegenstand dauernd unterrichtet, 779 S je Monats-
wochenstunde."

Artikel VI

Das Pensionsgesetz 1965, BGBl. Nr. 340, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 406/1984, wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 2 lautet:

„(2) Als ruhegenußfähige Bundesdienstzeit gilt
die Zeit, die der Beamte im bestehenden öffentlich-
rechtlichen Bundesdienstverhältnis vom Tag des
Dienstantrittes bis zum Tag des Ausscheidens aus
dem Dienststand zurückgelegt hat. Die Zeit, in der
die Wochendienstzeit des Beamten oder die Lehr-
verpflichtung des Lehrers nach den §§ 50 a oder
50b BDG 1979, BGBl. Nr. 333, herabgesetzt gewe-
sen ist, gilt zur Hälfte als ruhegenußfähige Bundes-
dienstzeit. Ausgenommen von der Regelung des
ersten und zweiten Satzes ist die Zeit eigenmächti-
gen und unentschuldigten Fernbleibens vom Dienst
in der Dauer von mehr als drei Tagen. Die Zeit, die
der Beamte als zeitverpflichteter Soldat zurückge-
legt hat, gilt stets als Ruhegenußvordienstzeit. Die
Bestimmungen über die Ruhegenußfähigkeit der
Zeit einer Beurlaubung gegen Entfall der Bezüge
bleiben unberührt. Der im bestehenden Dienstver-
hältnis zurückgelegte Karenzurlaub nach § 15 des
Mutterschutzgesetzes 1979, BGBl. Nr. 221, gilt als
ruhegenußfähige Bundesdienstzeit."

2. Dem § 12 Abs. 3 wird angefügt:

„Die Zeit, in der die Wochendienstzeit des Beam-
ten oder die Lehrverpflichtung des Lehrers nach
den §§50a oder 50b BDG 1979, BGBl. Nr. 333,
herabgesetzt gewesen ist, ist hiebei im halben Aus-
maß zu berücksichtigen."

Artikel VII

Das Nebengebührenzulagengesetz, BGBl.
Nr. 485/1971, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 656/1983, wird wie folgt geän-
dert:

1. Dem § 2 Abs. 1 wird angefügt:

„Von den Nebengebühren, die für Zeiträume bezo-
gen werden, in denen die Wochendienstzeit oder
die Lehrverpflichtung nach den §§ 50 a oder 50 b
BDG 1979, BGBl. Nr. 333, herabgesetzt gewesen
ist, begründen die unter Z 1, 3 (soweit es sich um
Sonn- und Feiertagsvergütungen handelt), 4, 5, 9,
10 und 12 angeführten Nebengebühren nur inso-
weit den Anspruch auf eine Nebengebührenzulage
zum Ruhegenuß, als sie für Dienstleistungen
gebühren, mit denen die volle Wochendienstlei-
stung überschritten worden ist."

2. § 3 Abs. 1 lautet:

„(1) Von den anspruchsbegründenden Nebenge-
bühren hat der Beamte des Dienststandes einen
Pensionsbeitrag zu entrichten. Der Pensionsbeitrag
beträgt 8 vH."

Artikel VIII

Das Bundestheaterpensionsgesetz, BGBl.
Nr. 159/1958, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 656/1983, wird wie folgt geän-
dert:

Im § 10 Abs. 2 und 3 werden die Hundertsätze
des Pensionsbeitrages wie folgt festgesetzt:

In Abs. 2 lit. a mit 10,0 vH,
in Abs. 2 lit. b mit 8,0 vH,
in Abs. 3 lit. a mit 2,1 vH,
in Abs. 3 lit. b mit 1,7 vH.

Artikel IX

(1) Dieser Artikel ist auf die nachstehend ange-
führten Beamten anzuwenden:

1. Beamte, die sich am 1. Juli 1985 im Dienst-
stand befinden und an diesem Tage der
Dienststufe 3 der Dienstklasse V der Verwen-
dungsgruppe W 2 angehören,

2. Beamte, die in der Zeit vom 1. Juli 1984 bis
zum 30. Juni 1985 als Angehörige der Dienst-
stufe 3 der Dienstklasse V der Verwendungs-
gruppe W 2 durch Versetzung oder Übertritt
in den Ruhestand oder durch Tod aus dem
Dienststand ausscheiden.

(2) Für die im Abs. 1 angeführten Beamten kann
zum Ausgleich von Härten, die sich für sie gegen-
über Laufbahnen vergleichbarer, ab dem 1. Juli
1984 in die Dienstklasse V der Verwendungs-
gruppe W 2 beförderter Beamter ergeben haben,
der für die dienst- und besoldungsrechtliche Stel-
lung in der Dienstklasse V maßgebende Tag vom
zuständigen Bundesminister im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler neu festgesetzt werden. Solche
Maßnahmen sind ausschließlich aus Anlaß der für
Beamte der Dienststufe 3 der Verwendungsgruppe
W 2 mit 1. Juli 1984 eingetretenen Änderung der
Beförderungspraxis für Beförderungen in die
Dienstklasse V zulässig. Das Höchstausmaß der
Verbesserung in der Dienstklasse V darf eineinhalb
Jahre nicht übersteigen.

(3) Eine Maßnahme nach Abs. 2 ist nur insoweit
zulässig, als der Beamte nicht ohnehin durch eine
Ernennung, die im Juli 1984 oder danach wirksam
geworden ist, der Begünstigung der im Abs. 2 ange-
führten Änderung der Beförderungspraxis teilhaftig
geworden ist.

(4) Die Maßnahmen nach Abs. 2 werden für
1. die im Abs. 1 Z 1 angeführten Beamten mit

1. Juli 1985 und
2. die im Abs. 1 Z 2 angeführten Beamten mit

dem Ersten jenes Monats, in (mit) dem sie aus
dem Dienststand ausscheiden,

wirksam.
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(5) Bei der Anwendung der Abs. 2 bis 4 ist zu
prüfen, ob sich unter der Annahme, die im Abs. 2
angeführte Änderung der Beförderungspraxis wäre
bereits entsprechend früher in Kraft getreten, für
den Beamten zu dem gemäß Abs. 4 für ihn maßge-
benden Tag eine günstigere dienst- beziehungs-
weise besoldungsrechtliche Stellung ergeben hätte
als jene, die ihm an diesem Tage tatsächlich
zukommt. Beim angeführten Vergleich ist insbe-
sondere auf die Verwendung (Funktion) und die
Leistungsfeststellung (Dienstbeurteilung) des
Beamten sowie auf den Tag der Wirksamkeit der
Ernennung des Beamten Bedacht zu nehmen. Hie-
bei sind jene Bewertung des Arbeitsplatzes und jene
Leistungsfeststellung beziehungsweise Dienstbeur-
teilung zugrunde zu legen, die am 1. Juli 1984 maß-
gebend gewesen sind.

Artikel X

(1) Art. IV Abs. 7 der 37. Gehaltsgesetz-Novelle,
BGBl. Nr. 306/1981, kann auch auf Beamte ange-
wendet werden, die am 1. Juli 1981 zwar nur die
Voraussetzungen der Z 1 und 2 dieser Bestimmung
erfüllt haben, aber auf Grund der Aufgaben ihres
Arbeitsplatzes nach der bis zu diesem Tag gehand-
habten Beförderungspraxis bei der Ernennung in
die Dienstklasse IV wie Beamte behandelt worden
wären, bei denen alle Voraussetzungen des Art. IV
Abs. 7 der 37. Gehaltsgesetz-Novelle vorlagen.

(2) Bei den unter Abs. 1 fallenden Beamten kann
auch die sich aus der Maßnahme nach Art. IV
Abs. 7 der 37. Gehaltsgesetz-Novelle ergebende
Verbesserung der dienst- und besoldungsrechtli-
chen Stellung in der Dienstklasse IV vorgenommen
werden.

Artikel XI

(1) Dem Beamten der Verwendungsgruppe D
gebührt in der Gehaltsstufe 4 der Dienstklasse IV
an Stelle des dort vorgesehenen Gehaltes ein
Gehalt in der Höhe des in der Gehaltsstufe 17 der
Dienstklasse III der Verwendungsgruppe D
(zuzüglich einer Dienstalterszulage von zweiein-
halb Vorrückungsbeträgen) vorgesehenen Gehal-
tes.

(2) Dem Beamten der Verwendungsgruppe P 2
gebührt

1. in der Gehaltsstufe 3 der Dienstklasse IV an
Stelle des dort vorgesehenen Gehaltes ein
Gehalt in der Höhe des in der Gehaltsstufe 17
der Dienstklasse III der Verwendungsgruppe
P 2 (zuzüglich einer Dienstalterszulage von
einem Vorrückungsbetrag) vorgesehenen
Gehaltes,

2. in der Gehaltsstufe 4 der Dienstklasse IV an
Stelle des dort vorgesehenen Gehaltes ein
Gehalt in der Höhe des in der Gehaltsstufe 17
der Dienstklasse III der Verwendungsgruppe
P 2 (zuzüglich einer Dienstalterszulage von
zweieinhalb Vorrückungsbeträgen) vorgese-
henen Gehaltes.

(3) Art. V Abs. 5 und 6 der 37. Gehaltsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 306/1981, wird aufgehoben.

Artikel XII

Lehrer für Werkerziehung der Verwendungs-
gruppe L2b 1, die an Bildungsanstalten für
Arbeitslehrerinnen mit schulpraktischer Ausbildung
betraut sind, gebührt eine Dienstzulage im Ausmaß
des Unterschiedsbetrages zwischen dem Gehalt
(einschließlich einer allfälligen Dienstalterszulage)
des Lehrers und dem Gehalt (einschließlich einer
allfälligen Dienstalterszulage), das dem Lehrer
gebühren würde, wenn er zum Lehrer der Verwen-
dungsgruppe L 2a 1 ernannt worden wäre.

Artikel XIII

(1) Die besoldungsrechtliche Stellung der Hoch-
schullehrer des Dienststandes, die auf Grund des
Art. VIII der 2. BDG-Novelle 1984, BGBl. Nr. 550,
am 1. Jänner 1985 ordentliche Hochschulprofesso-
ren werden, ist nach Maßgabe des § 48 Abs. 8 des
Gehaltsgesetzes 1956 in der bis zum 31. Dezember
1984 geltenden Fassung festzusetzen.

(2) Zeiten, die der ordentliche Hochschulprofes-
sor des Dienststandes als außerordentlicher Hoch-
schulprofessor zurückgelegt hat, sind für das Errei-
chen der besonderen Dienstalterszulage gemäß
§ 50 a des Gehaltsgesetzes 1956 einer Dienstzeit als
ordentlicher Hochschulprofessor gleichzuhalten.

Artikel XIV

(1) Auf einen Universitätsassistenten, der in der
Zeit vom 1. Jänner 1985 bis zum 31. Dezember
1985 zum außerordentlichen Universitätsprofessor
ernannt wird, ist § 48 Abs. 5 des Gehaltsgesetzes
1956 mit der Abweichung anzuwenden, daß an die
Stelle von vier Jahren sechs Jahre treten.

(2) Die besoldungsrechtliche Stellung des Beam-
ten, der sowohl am 31. Dezember 1984 als auch am
1. Jänner 1985 außerordentlicher Universitätspro-
fessor des Dienststandes ist, ist mit Wirkung vom
1. Jänner 1985 um zwei Jahre zu verbessern.

(3) Die besoldungsrechtliche Stellung des Beam-
ten, der sowohl am 31. Dezember 1985 als auch am
1. Jänner 1986 außerordentlicher Universitätspro-
fessor des Dienststandes ist, ist mit Wirkung vom
1. Jänner 1986 um zwei Jahre zu verbessern.

(4) Zeiten, die der außerordentliche Universitäts-
professor des Dienststandes vor dem Inkrafttreten
dieses Bundesgesetzes in der Gehaltsstufe 14 zuge-
bracht hat, sind

1. bis zum Ausmaß von zwei Jahren für das
Erreichen der Gehaltsstufe 15 und

2. in dem zwei Jahre übersteigenden Ausmaß für
das Erreichen der Dienstalterszulage nach
§ 50 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956

anzurechnen.



2616 230. Stück — Ausgegeben am 28. Dezember 1984 — Nr. 549

Artikel XV

(1) Es treten in Kraft:

1. Art. I Z 33 mit 1. Jänner 1984,
2. Art. IX mit 1. Juli 1984,

3. Art. I Z 1 bis 32, 34 bis 67 und die Art. III bis
VIII und X bis XIV mit 1. Jänner 1985,

4. Art. II mit 1. Jänner 1987.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Sinowatz

549. Bundesgesetz vom 12. Dezember 1984,
mit dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
(35. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle) und
die Bundesforste-Dienstordnung geändert wer-

den

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch Art. II des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 395/1984, wird wie folgt geän-
dert:

1. § 1 Abs. 3 lit. h lautet:
,,h) auf die in Berufsausbildung stehenden Ärzte

(§3 Abs. 2 des Ärztegesetzes 1984, BGBl.
Nr. 373);"

2. Die Tabelle im § 11 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

3. Die Tabelle im § 11 Abs. 3 erhält folgende Fas-
sung:

4. Die Tabelle im § 14 Abs. 1 erhält folgende Fas-
sung:

5. Die Tabelle im § 14 Abs. 3 erhält folgende Fas-
sung:

6. § 22 Abs. 1 lautet:

„(1) Für die Nebengebühren gelten die einschlä-
gigen Bestimmungen für die Bundesbeamten sinn-
gemäß. Die Jubiläumszuwendung für den teilbe-
schäftigten Vertragsbediensteten ist jedoch nach
jenem Teil des seiner Einstufung entsprechenden
Monatsentgeltes (und der Haushaltszulage) zu
bemessen, der seinem durchschnittlichen Beschäfti-
gungsausmaß in seinem bisherigen Dienstverhältnis
entspricht."
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7. Im § 22 Abs. 2 wird in der Tabelle der Betrag
„1 117 S" durch den Betrag „1 169 S" und der
Betrag „1 418 S" durch den Betrag „1 485 S"
ersetzt.

8. Im § 26 Abs. 2 Z 4 wird die Zitierung „Ärzte-
gesetz, BGBl. Nr. 92/1949," durch die Zitierung
,Ärztegesetz 1984" ersetzt.

9. Die Überschrift zu § 27 d und § 27 d Abs. 1
und 2 lauten:

„ U m r e c h n u n g des U r l a u b s a u s m a ß e s
in S t u n d e n

§ 27 d. (1) Versieht der Vertragsbedienstete
Schicht- oder Wechseldienst oder einen unregelmä-
ßigen Dienst, so kann die Dienstbehörde, wenn

dies im Interesse des Dienstes geboten erscheint
und den Interessen der Bediensteten nicht zuwider-
läuft, das in den §§ 27 a und 27 b ausgedrückte
Urlaubsausmaß in Stunden ausdrücken.

(2) Die Stundenzahl (Abs. 1)
1. erhöht sich entsprechend, wenn der Vertrags-

bedienstete einem verlängerten Dienstplan im
Sinne des § 48 Abs. 6 des Beamten-Dienst-
rechtsgesetzes 1979 unterliegt,

2. vermindert sich entsprechend, wenn der Ver-
tragsbedienstete nicht vollbeschäftigt ist."

10. Im § 29 b Abs. 4 wird das Wort „drei" durch
das Wort „sechs" ersetzt.

11. Die Tabelle im § 41 Abs. 1 erhält folgende
Fassung:

12. Die Tabelle im § 44 erhält folgende Fassung: 13. Im § 44 a Abs. 2 werden ersetzt:
a) der Betrag „430,60 S" durch den Betrag

„450,80 S",
b) der Betrag „129,20 S" durch den Betrag

„135,30 S",
c) der Betrag „156,30 S" durch den Betrag

„163,60 S" und
d) der Betrag „46,90 S" durch den Betrag

„49,10 S".

14. Im § 44 a Abs. 3 wird der Betrag „288,20 S"
durch den Betrag „301,70 S" und der Betrag
„527,80 S" durch den Betrag „552,60 S" ersetzt.

15. Im § 44 a Abs. 4 werden ersetzt:

a) in Z 1 der Betrag „288,20 S" durch den
Betrag „301,70 S",

335
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b) in Z 2 der Betrag „288,20 S" durch den
Betrag „301,70 S",

c) in Z 3 der Betrag „527,80 S" durch den
Betrag „552,60 S" und

d) in Z 4 der Betrag „237,10 S" durch den
Betrag „248,20 S".

16. Im § 44 a Abs. 5 werden ersetzt:
a) der Betrag „188,60 S" durch den Betrag

„197,50 S",
b) der Betrag „156,30 S" durch den Betrag

„163,60 S",
c) der Betrag „56,60 S" durch den Betrag

„59,30 S" und
d) der Betrag „46,90 S" durch den Betrag

„49,10 S".

17. Im § 44 a Abs. 6 wird der Betrag „320,60 S"
durch den Betrag „335,70 S" ersetzt.

18. Im § 44 a Abs. 7 wird in Z 1 der Betrag
„204,80 S" durch den Betrag „214,40 S" und in Z 2
der Betrag „255,80 S" durch den Betrag „267,80 S"
ersetzt.

19. Im § 44 a Abs. 8 werden ersetzt:
a) der Betrag „30 814 S" durch den Betrag

„32 262 S",
b) der Betrag „27 219 S" durch den Betrag

„28 498 S",
c) der Betrag „22 627 S" durch den Betrag

„23 690 S" und
d) der Betrag „16 997 S" durch den Betrag

„17 796 S".

20. Im § 46 Abs. 7 entfallen die Worte „mit Aus-
nahme des Stillgeldes".

Artikel II

Die Bundesforste-Dienstordnung, BGBl.
Nr. 201/1969, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 406/1984, wird wie folgt geän-
dert:

1. Die Tabelle im § 17 Abs. 2 erhält folgende Fas-
sung:

2. Die Tabelle im § 17 Abs. 4 erhält folgende Fas-
sung:

3. Im § 21 Abs. 2 werden ersetzt:
a) der Betrag „1 328 S" durch den Betrag

„1 390 S",
b) der Betrag „1 147 S" durch den Betrag

„1 201 S",
c) der Betrag „783 S" durch den Betrag „820 S"

und
d) der Betrag „663 S" durch den Betrag

„694 S".
4. Die Tabelle im § 22 Abs. 4 erhält folgende Fas-

sung:
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5. § 25 Abs. 12 lautet:

„(12) Der Zuschlag zur Verwendungszulage
beträgt

1. für Oberforstmeister 17,70 S für jeden vollen
Punkt;

2. für Bedienstete der Verwendungsstufe A 3
a) bis einschließlich des 50. Punktes 94,90 S,
b) vom 51. bis einschließlich 65. Punkt

139,00 S,
c) vom 66. bis einschließlich 80. Punkt

214,70 S,
d) vom 81. bis einschließlich 95. Punkt

107,40 Sund
e) ab dem 96. Punkt 63,20 S
für jeden vollen Punkt;

3. für Bedienstete des gehobenen Forstdienstes
a) bis einschließlich des 6. Punktes 101,10 S,
b) für den 7. Punkt 202,20 S,
c) vom 8. bis einschließlich 10. Punkt

404,20 S,
d) vom 11. bis einschließlich 13. Punkt

606,60 S,
e) für den 14. und 15. Punkt 454,80 S,
f) vom 16. bis einschließlich 20. Punkt

303,20 S und
g) ab dem 21. Punkt 202,20 S
für jeden vollen Punkt;

4. für Bedienstete des Forstbetriebs- und Forst-
schutzdienstes und für Bedienstete des Jagd-
und Jagdschutzdienstes 101,10 S für jeden
vollen Punkt."

6. Im § 25 a Abs. 2 wird der Betrag „1 811 S"
durch den Betrag „1 896 S" und der Betrag
„9,70 S" durch den Betrag „10,20 S" ersetzt.

7. Dem § 31 wird angefügt:

„Die Jubiläumszuwendung eines teilbeschäftigten
Bediensteten ist jedoch nach jenem Teil des seiner
Einstufung entsprechenden Monatsbezuges zu
bemessen, der seinem durchschnittlichen Beschäfti-
gungsausmaß in seinem bisherigen Dienstverhältnis
entspricht."

8. Die Überschrift zu § 38 b und § 38 b Abs. 1
lauten:

„ U m r e c h n u n g d e s U r l a u b s a u s m a ß e s
in S t u n d e n

§ 38 b. (1) Versieht der Bedienstete Schicht- oder
Wechseldienst oder einen unregelmäßigen Dienst
im Sinne des § 78 Abs. 1 BDG 1979 in Verbindung
mit § 12 Abs. 2 dieses Bundesgesetzes, so kann die
Generaldirektion, wenn dies im Interesse des Dien-
stes geboten erscheint und den Interessen der
Bediensteten nicht zuwiderläuft, das in den §§ 38
und 38 a ausgedrückte Urlaubsausmaß in Stunden
ausdrücken. Die Stundenzahl vermindert sich ent-
sprechend, wenn der Bedienstete nicht vollbeschäf-
tigt ist."

9. Im § 42 Abs. 4wird das Wort „drei" durch das
Wort „sechs" ersetzt.

10. §65 Abs. 3 lautet:

„(3) Der monatliche Betrag beträgt 0,32 vH der
Beitragsgrundlage nach Abs. 2 bis zur Höhe der
jeweiligen Höchstbeitragsgrundlage in der gesetzli-
chen Pensionsversicherung und 8 vH des diese
Höchstbeitragsgrundlage übersteigenden Teiles.
Der Beitrag von der Sonderzahlung beträgt die
Hälfte des sich unter Außerachtlassung der Neben-
gebühren ergebenden monatlichen Beitrages."

Artikel III

(1) Das monatliche Sonderentgelt (mit Aus-
nahme der Haushaltszulage)

1. jener vollbeschäftigten Vertragsbediensteten
des Bundes, mit denen vor dem 1. Jänner
1985 gemäß § 36 des Vertragsbedienstetenge-
setzes 1948 ein Sondervertrag abgeschlossen
worden ist, und

2. jener vollbeschäftigten Bediensteten der
Österreichischen Bundesforste, mit denen vor
dem 1. Jänner 1985 gemäß § 56 der Bundes-
forste-Dienstordnung ein Sondervertrag
abgeschlossen worden ist,

wird ab 1. Jänner 1985 um 4,7 vH, jedoch minde-
stens um 550 S erhöht. Liegt das monatliche Son-
derentgelt dieser Vertragsbediensteten und dieser
Bediensteten der Österreichischen Bundesforste
jedoch unter 7 229 S, so erhöht es sich abweichend
vom ersten Satz um 7,6 vH.

(2) Bei
1. teilbeschäftigten Vertragsbediensteten des

Bundes, mit denen vor dem 1. Jänner 1985
gemäß § 36 des Vertragsbedienstetengeset-
zes 1948 ein Sondervertrag abgeschlossen
worden ist, und

2. teilbeschäftigten Bediensteten der Österreichi-
schen Bundesforste, mit denen vor dem
1. Jänner 1985 gemäß § 56 der Bundesforste-
Dienstordnung ein Sondervertrag abgeschlos-
sen worden ist,

ist zunächst jenes Sonderentgelt zu ermitteln, das
ihnen im Falle der Vollbeschäftigung gebühren
würde. Auf dieses Sonderentgelt sind hierauf die im
Abs. 1 vorgesehenen Berechnungsvorschriften
anzuwenden. Von dem auf diese Weise errechne-
ten Betrag ist schließlich jener Teil zu ermitteln,
der sich unter Berücksichtigung des Beschäfti-
gungsausmaßes ergibt. Dieser Teil gilt ab 1. Jänner
1985 als neues Sonderentgelt des teilbeschäftigten
Vertragsbediensteten beziehungsweise des teilbe-
schäftigten Bediensteten der Österreichischen Bun-
desforste.

(3) Ergeben sich bei der Anwendung des Abs. 1
oder 2 im Endergebnis Restbeträge von 50 g und
mehr, so sind diese auf volle Schillingbeträge auf-
zurunden. Ergeben sich jedoch im Endergebnis
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Restbeträge von weniger als 50 g, so sind diese zu
vernachlässigen.

(4) Eine Erhöhung nach den Abs. 1 bis 3 ist
jedoch nur dann vorzunehmen, wenn

1. sich diese Erhöhung nicht bereits aus dem
Sondervertrag ergibt oder

2. im Sondervertrag die Erhöhung des Sonder-
entgeltes nicht an andere Anlaßfälle als
Bezugserhöhungen oder Teuerungsabgeltun-
gen im öffentlichen Dienst geknüpft ist.

(5) Die nach den Abs. 1 bis 3 in Verbindung mit
Abs. 4 erforderlichen Maßnahmen bedürfen nicht
der im § 36 des Vertragsbedienstetengesetzes 1948
beziehungsweise im § 56 der Bundesforste-Dienst-
ordnung vorgesehenen Genehmigung des Bundes-
kanzlers und des Bundesministers für Finanzen.

Artikel IV

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1985
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Kirchschläger
Sinowatz

550. Bundesgesetz vom 12. Dezember 1984,
mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979
(2. BDG-Novelle 1984), das Richterdienstge-
setz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984
und das Land- und forstwirtschaftliche Landes-

lehrer-Dienstgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, BGBl.
Nr. 333, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 395/1984, wird wie folgt geändert:

1. §4 Abs. 2 lautet:

„(2) Die besonderen Ernennungserfordernisse
werden durch die §§ 143, 146, 161 und 184 b und
durch die Anlage 1 zu diesem Bundesgesetz gere-
gelt"

2. § 8 Abs. 1 lautet:

„(1) Ernennungen auf Planstellen einer höheren
Dienstklasse oder Dienststufe oder bei Lehrern
eines Direktors, Direktorstellvertreters, Abteilungs-
leiters, Abteilungsvorstandes, Fachvorstandes oder
Erziehungsleiters sind mit Wirksamkeit vom 1. Jän-
ner oder 1. Juli vorzunehmen. Außerhalb dieser
Termine sind Ernennungen dieser Art nur zulässig,
wenn wichtige dienstliche Gründe dies erfordern."

3. Im § 8 Abs. 3 wird vor den Worten „vom
Dienst suspendiert" der Klammerausdruck „(vor-
läufig)" eingefügt.

4. § 9 Abs. 3 lautet:

„(3) Im Personalverzeichnis sind folgende Perso-
naldaten anzuführen:

1. Name und Geburtsdatum,
2. Vorrückungsstichtag,
3. Dienstantrittstag,
4. Tag der Wirksamkeit der Ernennung zum

Beamten,
5. Tag der Wirksamkeit der Ernennung in die

Besoldungs- oder Verwendungsgruppe (oder,
sofern dies in Betracht kommt, die Dienst-
klasse, Gehaltsgruppe, Dienststufe oder
Dienstzulagengruppe), der der Beamte ange-
hört,

6. Gehaltsstufe und Tag der Vorrückung in die
nächsthöhere Gehaltsstufe oder der Erlan-
gung der Dienstalterszulage,

7. Dienststelle des Beamten.
Z 7 ist auf jene Dienststellen im Bereich des Bun-
desministeriums für Landesverteidigung nicht
anzuwenden, durch deren Anführung im Personal-
verzeichnis militärische Geheimnisse verletzt wer-
den könnten."

5. Dem § 13 wird angefügt:

„(3) Vor der Stellung des Antrages nach Abs. 2
ist das Einvernehmen mit dem Bundeskanzler her-
zustellen."

6. § 25 Abs. 2 Z 2 lautet:

„2. der Beamte bei sinngemäßer Geltung des § 32
Abs. 2 die für diese Verwendung vorgeschrie-
benen Ernennungserfordernisse erfüllt und"

7. Im § 29 Abs. 2 wird vor dem Wort „Suspen-
dierung" der Klammerausdruck „(vorläufigen)"
eingefügt.

8. Dem § 33 Abs. 7 wird angefügt:

„Wenn es der Beamte im Antrag auf Zulassung
zur Dienstprüfung, im Falle des §31 Abs. 6 im
Antrag auf Zulassung zur Grundausbildung, ver-
langt hat, hat an die Stelle des Zeugnisses eine
inhaltlich gleich gestaltete schriftliche Mitteilung
an die Dienstbehörde des Beamten zu treten."

9. Dem § 37 wird angefügt:

„(3) Der Beamte, dessen Wochendienstzeit nach
den §§ 50 a oder 50 b auf die Hälfte herabgesetzt
worden ist, darf eine Nebentätigkeit nur ausüben,
wenn und insoweit die oberste Dienstbehörde dies
genehmigt. Die Genehmigung ist zu versagen,
wenn die Ausübung der Nebentätigkeit dem Grund
der Herabsetzung der Wochendienstzeit wider-
streitet."
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10. Nach § 50 wird eingefügt:

„Herabsetzung der Wochendienstzeit auf die
Hälfte

§ 50 a. (1) Die Wochendienstzeit des Beamten
kann auf seinen Antrag auf die Hälfte herabgesetzt
werden, wenn dies zur Pflege oder Betreuung
naher Angehöriger notwendig ist und wichtige
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Die
Wochendienstzeit darf — ausgenommen im Falle
des § 50 e Abs. 2 — nur auf die Dauer eines Jahres
oder des Vielfachen eines Jahres herabgesetzt wer-
den. Für einen Beamten dürfen die Zeiträume die-
ser Herabsetzung insgesamt vier Jahre nicht über-
schreiten.

(2) Nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1 sind
der Ehegatte und Personen, die mit dem Beamten
in gerader Linie verwandt sind, ferner Geschwister,
Schwiegereltern, Stief-, Wahl- und Pflegekinder
sowie die Person, mit der der Beamte in Lebensge-
meinschaft lebt.

(3) Die Wochendienstzeit darf nicht herabge-
setzt werden, wenn

1. sich der Beamte in den vorangegangenen fünf
Jahren nicht ununterbrochen in einem Dienst-
verhältnis zu einer inländischen Gebietskör-
perschaft oder im Lehrberuf an einer inländi-
schen öffentlichen Schule oder an einer mit
Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten inländi-
schen Privatschule befunden hat,

2. der Zeitraum der Herabsetzung der Wochen-
dienstzeit nach der Vollendung des
55. Lebensjahres des Beamten enden würde
oder

3. der Beamte infolge der Herabsetzung der
Wochendienstzeit aus wichtigen dienstlichen
Gründen weder im Rahmen seines bisherigen
Arbeitsplatzes noch auf einem anderen seiner
dienstrechtlichen Stellung zumindest entspre-
chenden Arbeitsplatz verwendet werden
könnte.

§ 50 b. (1) Die Wochendienstzeit der Beamtin ist
auf ihren Antrag zur Pflege

1. eines eigenen Kindes,
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder
3. eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt der

Beamtin angehört und für dessen Unterhalt
überwiegend sie und (oder) ihr Ehegatte auf-
kommt,

auf die Hälfte herabzusetzen. Diese Herabsetzung
der Wochendienstzeit wird mit dem Ablauf eines
Jahres nach der Geburt des Kindes wirksam und
endet mit dem Ablauf von drei Jahren nach der
Geburt des Kindes.

(2) Auf Antrag der Beamtin kann die Dauer der
Herabsetzung der Wochendienstzeit höchstens bis
zum Ablauf von fünf Jahren nach der Geburt des
Kindes verlängert werden, wenn keine wichtigen

dienstlichen Interessen entgegenstehen. § 50 a
Abs. 1 zweiter Satz ist anzuwenden.

(3) Die Beamtin hat den Antrag auf Herabset-
zung der Wochendienstzeit spätestens zwei
Monate vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu
stellen.

(4) Die Zeiträume einer Herabsetzung der
Wochendienstzeit nach Abs. 2 dürfen für die Beam-
tin insgesamt zwei Jahre nicht übersteigen. Diese
Zeiträume sind auf den im § 50 a Abs. 1 dritter Satz
angeführten Gesamtzeitraum anzurechnen.

(5) § 50 a Abs. 3 Z 3 ist anzuwenden.

§ 50 c. Bei der stundenmäßigen Festlegung der
Zeiträume, in denen der Beamte Dienst zu versehen
hat, ist auf die persönlichen Verhältnisse des Beam-
ten, insbesondere auf die Gründe, die zur Herab-
setzung der Wochendienstzeit geführt haben,
soweit Rücksicht zu nehmen, als nicht wichtige
dienstliche Interessen entgegenstehen.

§ 50 d. (1) Lassen die besonderen Umstände des
Dienstes eine genaue Einhaltung der halben
Wochendienstzeit nicht zu, so kann sie soweit
überschritten werden, als es nötig ist, um ihre
Unterschreitung zu vermeiden. Ansonsten kann ein
Beamter, dessen Wochendienstzeit nach den
§§ 50 a oder 50 b herabgesetzt worden ist, über die
für ihn maßgebende Wochendienstzeit hinaus zur
Dienstleistung nur herangezogen werden, wenn die
Dienstleistung zur Vermeidung eines Schadens
unverzüglich notwendig ist und ein Bediensteter,
dessen Wochendienstzeit nicht herabgesetzt ist,
nicht zur Verfügung steht.

(2) Die Zeit einer solchen zusätzlichen Dienstlei-
stung ist entweder durch Freizeit auszugleichen
oder nach den besoldungsrechtlichen Vorschriften
abzugelten.

§ 50 e. (1) Die Dienstbehörde kann auf Antrag
des Beamten die vorzeitige Beendigung der Herab-
setzung der Wochendienstzeit nach den §§ 50 a
oder 50 b verfügen, wenn

1. der Grund für die Herabsetzung weggefallen
ist,

2. das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten
Dauer der Herabsetzung für den Beamten
eine Härte bedeuten würde und

3. keine wichtigen dienstlichen Interessen entge-
genstehen.

(2) Zeiten, um die sich dadurch ein ursprünglich
vorgesehener Zeitraum der Herabsetzung der
Wochendienstzeit nach § 50 a oder nach § 50 b
Abs. 2 verkürzt, bleiben für eine neuerliche Herab-
setzung der Wochendienstzeit gewahrt. Bruchteile
eines Jahres können bei einer neuerlichen Herab-
setzung der Wochendienstzeit nur ungeteilt in
Anspruch genommen werden."



2622 230. Stück — Ausgegeben am 28. Dezember 1984 — Nr. 550

11. Im § 56 wird eingefügt:

„(4) Der Beamte, dessen Wochendienstzeit nach
den §§ 50 a oder 50 b auf die Hälfte herabgesetzt
worden ist, darf eine erwerbsmäßige Nebenbe-
schäftigung nur ausüben, wenn und insoweit die
oberste Dienstbehörde dies genehmigt. Die Geneh-
migung ist — abgesehen von den Fällen des Abs. 2
— zu versagen, wenn die Ausübung dieser Neben-
beschäftigung dem Grund der Herabsetzung der
Wochendienstzeit widerstreitet."

12. Der bisherige § 56 Abs. 4 erhält die Bezeich-
nung „Abs. 5".

13. Im §61 Abs. 2 wird die Zitierung „§§56
Abs. 3 und 4 und 57" durch die Zitierung „§§ 56
Abs. 3 und 5 und 57" ersetzt.

14. Die Überschrift zu § 78 und § 78 Abs. 1 und
2 lauten:

„Umrechnung des Urlaubsausmaßes in Stunden

§ 78. (1) Versieht der Beamte Schicht- oder
Wechseldienst oder einen unregelmäßigen Dienst,
so kann die Dienstbehörde, wenn dies im Interesse
des Dienstes geboten erscheint und den Interessen
der Bediensteten nicht zuwiderläuft, das in den
§§ 65 und 72 ausgedrückte Urlaubsausmaß in Stun-
den ausdrücken.

(2) Die Stundenzahl (Abs. 1)
1. erhöht sich entsprechend, wenn der Beamte

einem verlängerten Dienstplan unterliegt,
2. vermindert sich entsprechend, wenn die

Wochendienstzeit des Beamten nach den
§§ 50 a oder 50 b auf die Hälfte herabgesetzt
worden ist."

15. §80 Abs. 5 Z 2 lautet:
„2. ein Verhalten gesetzt wird, das einen Kündi-

gungsgrund nach § 30 Abs. 2 Z 3 des Miet-
rechtsgesetzes 1981, BGBl. Nr. 520, darstellen
würde,"

16. Im § 100 Abs. 3 wird vor dem Wort „Suspen-
dierung" der Klammerausdruck „(vorläufigen)"
eingefügt.

17. Im § 123 Abs. 3 wird vor dem Wort „Suspen-
dierung" der Klammerausdruck „(vorläufigen)"
eingefügt.

18. Im §137 Abs. 1 wird die Zitierung „§ 4
Abs. 6 des Ärztegesetzes, BGBl. Nr. 92/1949"
durch die Zitierung „§18 Abs. 6 des Ärztegeset-
zes 1984, BGBl. Nr. 373" ersetzt.

19. Im §149 Abs. 5 wird die Zitierung „§ 4
Abs. 6 des Ärztegesetzes" durch die Zitierung „§ 18
Abs. 6 des Ärztegesetzes 1984" ersetzt.

20. § 154 Abs. 1 lautet:

„(1) § 4 Abs. 1 Z 1 und 4 ist auf ordentliche Uni-
versitäts(Hochschul)professoren nicht anzuwen-
den."

21. § 154 Abs. 3 lautet:

„(3) Die §§ 13 bis 16 sind auf ordentliche Uni-
versitäts(Hochschul)professoren nicht anzuwen-
den."

22. § 156 lautet:

„Dienstpflichten

§ 156. (1) Die §§ 43 bis 61 sind auf ordentliche
Universitäts(Hochschul)professoren nicht anzu-
wenden. § 57 ist auch auf andere Hochschullehrer
nicht anzuwenden.

(2) Durch die Herabsetzung der Wochendienst-
zeit nach den §§ 50 a oder 50 b wird das vom Bun-
desminister für Wissenschaft und Forschung festge-
setzte Ausmaß der Lehrverpflichtung des außeror-
dentlichen Universitätsprofessors nicht berührt."

23. Im § 157 Abs. 1 entfällt der Ausdruck
.Außerordentlicher Hochschulprofessor,".

24. § 158 lautet:

„Urlaub

§ 158. Die §§ 64 bis 78 sind auf ordentliche Uni-
versitäts(Hochschul)professoren nicht anzuwen-
den."

25. Dem § 161 wird angefügt:

„(4) Die im § 4 Abs. 1 Z 4 angeführte Bestim-
mung über das Höchstalter ist auf die Ernennung
von Landeslehrern zu Übungsschullehrern des Bun-
des nicht anzuwenden."

26. § 163 Abs. 1 lautet:

„(1) Schulfeste Stellen sind die Planstellen eines
Direktors, Direktorstellvertreters, Abteilungsleiters,
Abteilungsvorstandes, Fachvorstandes und Erzie-
hungsleiters."

27. Nach § 171 wird eingefügt:

„§ 171 a. (1) Die §§ 50 a bis 50 e sind auf Lehrer
mit den Abweichungen anzuwenden, die sich aus
den Abs. 2 bis 7 ergeben.

(2) Die Zeit der Herabsetzung der Lehrverpflich-
tung endet unbeschadet des § 50 e mit Ablauf des
Schuljahres, in dem die im § 50 a Abs. 1 zweiter
Satz oder § 50 b Abs. 1 oder 2 festgelegte Frist
abläuft; dies gilt jedoch nicht für solche Zeiträume,
an die ohne Unterbrechung ein weiterer Zeitraum
der Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach den
§§ 50 a oder 50 b anschließt.
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(3) Zeiträume nach § 50 a Abs. 1 zweiter Satz
bzw. § 50 b Abs. 2, um die infolge der Anwendung
des Abs. 2 Jahresfristen überschritten werden, sind
auf den im § 50 a Abs. 1 dritter Satz bzw. den im
§ 50 b Abs. 4 erster Satz angeführten Gesamtzeit-
raum anzurechnen. Soweit es die Einhaltung des
Abs. 2 erfordert, ist eine Überschreitung dieses
Gesamtzeitraumes um höchstens ein Jahr zulässig.

(4) Die Verpflichtung des Lehrers zur Teilnahme
an Fortbildungsveranstaltungen wird durch § 50 c
und durch § 50 d Abs. 1 nicht berührt.

(5) Ein Freizeitausgleich nach § 50 d Abs. 2
kommt für Lehrer nicht in Betracht.

(6) Eine Anwendung des § 50 e Abs. 1 ist in den
letzten vier Monaten des Schuljahres ausgeschlos-
sen.

(7) Auf Lehrer, die eine im § 8 Abs. 1 angeführte
Leitungsfunktion ausüben oder mit einer Schulauf-
sichtsfunktion betraut sind, und auf Klassenlehrer
sind die §§ 50 a bis 50 e nicht anzuwenden."

28. Nach § 183 wird eingefügt:

„Dienstzeit

§ 183 a. Die §§ 50 a bis 50 e sind auf Beamte des
Schulaufsichtsdienstes nicht anzuwenden."

29. Im § 184 a zweiter Satz wird das Wort
„Fernsprechgebührenamtes" durch das Wort
„Fernmeldegebührenamtes" ersetzt.

30. § 187 Abs. 1 Z 8 lautet:
„8. bei den Studien der Konservierung und Tech-

nologie (Restaurierung und Konservierung)
durch die Erwerbung des Diploms der Akade-
mie der bildenden Künste oder einer Kunst-
hochschule,"

31. § 196 Abs. 1 lautet:

„(1) Auf Bundesbedienstete, die nicht Beamte
sind, die aber die Planstelle eines Bundesbeamten
anstreben, sind die Bestimmungen über die dienstli-
che Ausbildung sinngemäß anzuwenden. Gleiches
gilt für Wehrpflichtige, die einen außerordentlichen
Präsenzdienst in der Dauer von mindestens drei
Jahren leisten, soweit sie die für die Verwendungs-
gruppen D und C vorgesehene dienstliche Ausbil-
dung anstreben."

32. In der Anlage 1 Z 7.8 wird die Zitierung „§ 6
des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 351/1981"
durch die Zitierung „§ 6 und § 8 Abs. 1 erster Halb-
satz des Bezügegesetzes, BGBl. Nr. 273/1972, in
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 351/1981" ersetzt.

33. In der Anlage 1 Z 8.3 wird am Ende der
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt. Der Z 8.3
wird angefügt:

„h) Militärhundeführer und die erfolgreiche
Ablegung der Grundausbildung für die Ver-
wendungsgruppe P 3."

34. Anlage 1 Z 20 lautet:

„20. AUSSERORDENTLICHE UNIVERSI-
TÄTSPROFESSOREN

Ernennungserfordernisse:

Für außerordentliche Universitätsprofessoren
a) die Erfüllung der Ernennungserfordernisse

der Z 1.1,
b) die Lehrbefugnis als Universitätsdozent und
c) eine Tätigkeit durch mindestens drei Jahre,

die den Beamten zur Ausübung einer Funk-
tion im Sinne des § 31 Abs. 3 bis 6 des Uni-
versitäts-Organisationsgesetzes geeignet
erscheinen läßt."

35. Anlage 1 Z 21.2 lautet:

„21.2. Für künstlerische (künstlerisch-wissen-
schaftliche) Fächer, für die eine Ausbildung im
Sinne der Z 21.1 nicht vorgesehen ist, der Nach-
weis einer gleichwenigen Eignung."

36. Anlage 1 Z 23.3 lautet in der Spalte „Erfor-
dernis":

„a) Die der vorgesehenen Verwendung entspre-
chende Lehrbefähigung für
aa) Volksschulen oder Hauptschulen und

eine
bb) weitere Lehrbefähigung für Volksschu-

len, Hauptschulen, Sonderschulen,
Berufsschulen oder Polytechnische
Lehrgänge (diese jedoch nur für schul-
artspezifische Unterrichtsgegenstände)
oder anstelle einer weiteren Lehrbefähi-
gung Doktorat beziehungsweise Magi-
stergrad der Pädagogik, der Psychologie
oder der Soziologie,

b) sechsjährige Lehrpraxis mit hervorragenden
pädagogischen Leistungen an einer Pflicht-
schule und

c) einschlägige Publikationen."

37. Anlage 1 Z 24.3 lautet in der Spalte „Ver-
wendung":

„24.3. Lehrer für Musikerziehung, Instrumental-
musik, Instrumentalmusikerziehung oder
rhythmisch-musikalische Erziehung an mittleren
und höheren Schulen und an Akademien"

38. Anlage 1 Z 24.4 lautet in der Spalte „Erfor-
dernis" :

„a) Die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung
an einer höheren Schule,

b) Lehrbefähigung für Volksschulen und
c) sechsjährige Lehrpraxis."
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39. Anlage 1 Z 26.1 Abs. 2 lit. g lautet:
„g) bei Lehrern für den Fachunterricht an land-

und forstwirtschaftlichen Lehranstalten
durch die Erlernung eines einschlägigen
Lehrberufes gemäß Z 3.3 lit. a gemeinsam mit
einer nach Vollendung des 18. Lebensjahres
zurückgelegten sechsjährigen Berufspraxis
mit besonderen Leistungen auf dem in
Betracht kommenden Fachgebiet."

Artikel II

Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 395/1984, wird wie folgt geändert:

1. Im § 65 a wird der Betrag „14 112 S" durch
den Betrag „14 775 S" ersetzt.

2. Die Tabelle im § 66 Abs. 2 erhält folgende Fas-
sung:

3. Im § 66 Abs. 2 letzter Satz wird in den Z 1 und
2 der Betrag „56 172 S" jeweils durch den Betrag
„58 812 S" und in Z 3 der Betrag „62 513 S" durch
den Betrag „65 451 S" ersetzt.

4. Im §67 Abs. 1 wird der Betrag „2 810 S"
durch den Betrag „2 942 S" ersetzt.

5. Im § 68 a Abs. 1 werden ersetzt:
a) in Z 1 der Betrag „6 673 S" durch den Betrag

„6 987 S",
b) in Z 2 der Betrag „8 342 S" durch den Betrag

„8 734 S",
c) in Z 3 der Betrag „10 009 S" durch den

Betrag „10 479 S",
d) in Z 4 der Betrag „11 678 S" durch den

Betrag „12 227 S" und
e) in Z 5 der Betrag „13 347 S" durch den

Betrag „13 974 S".

6. Im § 68 d Abs. 2 wird der Betrag „2 555 S"
durch den Betrag „2 675 S" ersetzt.

7. § 72 Abs. 2 zweiter Satz lautet:

„Stichtag für die Ermittlung des Urlaubsausmaßes
ist jeweils der 1. Juli."

Artikel III

Das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984,
BGBl. Nr. 302, wird wie folgt geändert:

1. Im § 40 wird eingefügt:

„(4) Der Landeslehrer, dessen Lehrverpflichtung
nach den §§ 44 a oder 44 b auf die Hälfte herabge-
setzt worden ist, darf eine erwerbsmäßige Neben-
beschäftigung nur ausüben, wenn und insoweit die
Dienstbehörde dies genehmigt. Die Genehmigung
ist — abgesehen von den Fällen des. Abs. 2 — zu
versagen, wenn die Ausübung dieser Nebenbeschäf-
tigung dem Grund der Herabsetzung der Wochen-
dienstzeit widerstreitet."

2. Im § 40 erhalten die Abs. 4 und 5 die Bezeich-
nung „Abs. 5 und 6".

3. Im § 42 Abs. 2 wird die Zitierung „§ 40 Abs. 3
und 4" durch die Zitierung „§ 40 Abs. 3 und 5"
ersetzt.

4. Nach § 44 wird eingefügt:

„Herabsetzung der Lehrverpflichtung auf die
Hälfte

§ 44 a. (1) Die Lehrverpflichtung des Landesleh-
rers kann auf seinen Antrag auf die Hälfte herabge-
setzt werden, wenn dies zur Pflege oder Betreuung
naher Angehöriger notwendig ist und wichtige
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Die
Lehrverpflichtung darf — ausgenommen im Falle
des § 44 e Abs. 2 — nur auf die Dauer eines Jahres
oder des Vielfachen eines Jahres herabgesetzt wer-
den.

(2) Die Zeit der Herabsetzung der Lehrverpflich-
tung endet jedoch unbeschadet des § 44 e mit
Ablauf des Schuljahres, in dem die im Abs. 1 festge-
legte Frist abläuft; dies gilt nicht für solche Zeit-
räume, an die ohne Unterbrechung ein weiterer
Zeitraum der Herabsetzung der Lehrverpflichtung
nach den §§ 44 a oder 44 b anschließt.

(3) Für einen Landeslehrer dürfen die Zeiträume
der Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach
Abs. 1 insgesamt vier Jahre nicht überschreiten.
Zeiträume, um die infolge der Anwendung des
Abs. 2 Jahresfristen überschritten werden, sind auf
diesen Gesamtzeitraum anzurechnen. Soweit es die
Einhaltung des Abs. 2 erfordert, ist eine Über-
schreitung dieses Gesamtzeitraumes um höchstens
ein Jahr zulässig.

(4) Nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1 sind
der Ehegatte und Personen, die mit dem Landes-
lehrer in gerader Linie verwandt sind, ferner
Geschwister, Schwiegereltern, Stief-, Wahl- und
Pflegekinder sowie die Person, mit der der Landes-
lehrer in Lebensgemeinschaft lebt.
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(5) Die Lehrverpflichtung darf nicht herabge-
setzt werden, wenn

1. sich der Landeslehrer in den vorangegange-
nen fünf Jahren nicht ununterbrochen in
einem Dienstverhältnis zu einer inländischen
Gebietskörperschaft oder im Lehrberuf an
einer inländischen öffentlichen Schule oder an
einer mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten
inländischen Privatschule befunden hat,

2. der Zeitraum der Herabsetzung der Lehrver-
pflichtung nach der Vollendung des
55. Lebensjahres des Landeslehrers enden
würde oder

3. der Landeslehrer infolge der Herabsetzung
der Lehrverpflichtung aus wichtigen dienstli-
chen Gründen weder im Rahmen seines bishe-
rigen Arbeitsplatzes noch auf einem anderen
seiner dienstrechtlichen Stellung zumindest
entsprechenden Arbeitsplatz verwendet wer-
den könnte.

§ 44 b. (1) Die Lehrverpflichtung der vollbe-
schäftigten Landeslehrerin ist auf ihren Antrag zur
Pflege

1. eines eigenen Kindes,
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder
3. eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt der

Landeslehrerin angehört und für dessen
Unterhalt überwiegend sie und (oder) ihr
Ehegatte aufkommt,

auf die Hälfte herabzusetzen. Diese Herabsetzung
der Lehrverpflichtung wird mit dem Ablauf eines
Jahres nach der Geburt des Kindes wirksam und
endet mit dem Ablauf von drei Jahren nach der
Geburt des Kindes.

(2) Auf Antrag der Landeslehrerin kann die
Dauer der Herabsetzung der Lehrverpflichtung
höchstens bis zum Ablauf von fünf Jahren nach der
Geburt des Kindes verlängert werden, wenn keine
wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen.
§ 44 a Abs. 1 zweiter Satz ist anzuwenden.

(3) Die Landeslehrerin hat den Antrag auf Her-
absetzung der Lehrverpflichtung spätestens zwei
Monate vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu
stellen.

(4) Die Zeiträume einer Herabsetzung der Lehr-
verpflichtung nach Abs. 2 dürfen für die Landesleh-
rerin insgesamt zwei Jahre nicht übersteigen. Diese
Zeiträume sind auf den im § 44 a Abs. 3 angeführ-
ten Gesamtzeitraum anzurechnen.

(5) § 44 a Abs. 2, 3 zweiter und dritter Satz und 5
Z 3 ist sinngemäß anzuwenden.

§ 44 c. (1) Bei der stundenmäßigen Festlegung
der Zeiträume, in denen der Landeslehrer Dienst
zu versehen hat, ist auf die persönlichen Verhält-
nisse des Landeslehrers, insbesondere auf die
Gründe, die zur Herabsetzung der Lehrverpflich-
tung geführt haben, soweit Rücksicht zu nehmen,
als nicht wichtige dienstliche Interessen entgegen-
stehen.

(2) Für Landeslehrer, deren Lehrverpflichtung
nach den §§ 44 a oder 44 b herabgesetzt worden ist,
gelten

1. die im §49 Abs. 1 erster Satz, §51 Abs. 1
erster Satz, § 52 Abs. 1 und 2 und § 53 Abs. 1
angeführten Wochenstundenzahlen der Lehr-
verpflichtung und

2. die im § 49 Abs. 1 zweiter Satz, im § 51 Abs. 1
zweiter Satz und im § 52 Abs. 3 angeführten
Wochenstundenzahlen der Gesamtminderung
der Lehrverpflichtung

im halben Ausmaß.

§ 44 d. (1) Die halbe Lehrverpflichtung kann
soweit überschritten werden, als es nötig ist, um
ihre Unterschreitung zu vermeiden. Ansonsten
kann der Landeslehrer, dessen Lehrverpflichtung
nach den §§ 44 a oder 44 b herabgesetzt worden ist,
über die für ihn maßgebende Lehrverpflichtung
hinaus zur Dienstleistung nur herangezogen wer-
den, wenn die Dienstleistung zur Vermeidung eines
Schadens unverzüglich notwendig ist und ein Lan-
deslehrer, dessen Lehrverpflichtung nicht herabge-
setzt ist, nicht zur Verfügung steht.

(2) Die Verpflichtung des Landeslehrers zur
Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen wird
durch § 44 c Abs. 1 und durch Abs. 1 nicht berührt.

§ 44 e. (1) Die Dienstbehörde kann auf Antrag
des Landeslehrers die vorzeitige Beendigung der
Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach den
§§ 44 a oder 44 b verfügen, wenn

1. der Grund für die Herabsetzung weggefallen
ist,

2. das Ausschöpfen der ursprünglich verfügten
Dauer der Herabsetzung für den Landesleh-
rer eine Härte bedeuten würde und

3. keine wichtigen dienstlichen Interessen entge-
genstehen.

(2) Zeiten, um die sich dadurch ein ursprünglich
vorgesehener Zeitraum der Herabsetzung der
Lehrverpflichtung nach § 44 a oder nach § 44 b
Abs. 2 verkürzt, bleiben für eine neuerliche Herab-
setzung der Wochendienstzeit gewahrt. Bruchteile
eines Jahres können bei einer neuerlichen Herab-
setzung der Wochendienstzeit nur ungeteilt in
Anspruch genommen werden.

(3) Eine Anwendung des Abs. 1 ist in den letzten
vier Monaten des Schuljahres ausgeschlossen.

§ 44 f. Auf Landeslehrer, die eine im § 55 Abs. 4
oder 5 angeführte Leitungsfunktion ausüben oder
mit einer Schulaufsichtsfunktion betraut sind, und
auf Klassenlehrer sind die §§ 44 a bis 44 e nicht
anzuwenden."

5. Im § 47 wird die Zitierung „§§ 44, 45, 46 und
48 bis 53" durch die Zitierung „§§ 44 bis 46 und 48
bis 53" ersetzt.

6. § 115 Abs. 6 zweiter Satz entfällt.
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7. Dem § 115 wird angefügt:

..(7) Die Abs. 1 bis 6 sind auf Landeslehrer,
deren Lehrverpflichtung nach den §§ 44 a oder 44 b
herabgesetzt ist, nicht anzuwenden."

Artikel IV

Das Land- und forstwirtschaftliche Landesleh-
rer-Dienstgesetz, BGBl. Nr. 176/1966, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 612/1983, wird wie folgt geändert:

1. Im § 25 Abs. 3 entfallen die Worte „ , die Aus-
übung einer Nebenbeschäftigung"; dem § 25 Abs. 3
wird angefügt:

„Auf die Nebenbeschäftigung eines Landeslehrers
ist § 56 BDG 1979, BGBl. Nr. 333, anzuwenden."

2. Nach § 31 wird eingefügt:

„Herabsetzung der Lehrverpflichtung auf die
Hälfte

§ 31 a. (1) Die Lehrverpflichtung des Landesleh-
rers kann auf seinen Antrag auf die Hälfte herabge-
setzt werden, wenn dies zur Pflege oder Betreuung
naher Angehöriger notwendig ist und wichtige
dienstliche Interessen nicht entgegenstehen. Die
Lehrverpflichtung darf — ausgenommen im Falle
des § 31 e Abs. 2 — nur auf die Dauer eines Jahres
oder des Vielfachen eines Jahres herabgesetzt wer-
den.

(2) Die Zeit der Herabsetzung der Lehrverpflich-
tung endet jedoch unbeschadet des § 31 e mit
Ablauf des Schuljahres, in dem die im Abs. 1 festge-
legte Frist abläuft; dies gilt nicht für solche Zeit-
räume, an die ohne Unterbrechung ein weiterer
Zeitraum der Herabsetzung der Lehrverpflichtung
nach den §§ 31 a oder 31 b anschließt.

(3) Für einen Landeslehrer dürfen die Zeiträume
der Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach
Abs. 1 insgesamt vier Jahre nicht überschreiten.
Zeiträume, um die infolge der Anwendung des
Abs. 2 Jahresfristen überschritten werden, sind auf
diesen Gesamtzeitraum anzurechnen. Soweit es die
Einhaltung des Abs. 2 erfordert, ist eine Über-
schreitung dieses Gesamtzeitraumes um höchstens
ein Jahr zulässig.

(4) Nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1 sind
der Ehegatte und Personen, die mit dem Landes-
lehrer in gerader Linie verwandt sind, ferner
Geschwister, Schwiegereltern, Stief-, Wahl- und
Pflegekinder sowie die Person, mit der der Landes-
lehrer in Lebensgemeinschaft lebt.

(5) Die Lehrverpflichtung darf nicht herabge-
setzt werden, wenn

1. sich der Landeslehrer in den vorangegange-
nen fünf Jahren nicht ununterbrochen in
einem Dienstverhältnis zu einer inländischen

Gebietskörperschaft oder im Lehrberuf an
einer inländischen öffentlichen Schule oder an
einer mit Öffentlichkeitsrecht ausgestatteten
inländischen Privatschule befunden hat,

2. der Zeitraum der Herabsetzung der Lehrver-
pflichtung nach der Vollendung des
55. Lebensjahres des Landeslehrers enden
würde oder

3. der Landeslehrer infolge der Herabsetzung
der Lehrverpflichtung aus wichtigen dienstli-
chen Gründen weder im Rahmen seines bishe-
rigen Arbeitsplatzes noch auf einem anderen
seiner dienstrechtlichen Stellung zumindest
entsprechenden Arbeitsplatz verwendet wer-
den könnte.

§ 31 b. (1) Die Lehrverpflichtung der vollbe-
schäftigten Landeslehrerin ist auf ihren Antrag zur
Pflege

1. eines eigenen Kindes,
2. eines Wahl- oder Pflegekindes oder
3. eines sonstigen Kindes, das dem Haushalt der

Landeslehrerin angehört und für dessen
Unterhalt überwiegend sie und (oder) ihr
Ehegatte aufkommt,

auf die Hälfte herabzusetzen. Diese Herabsetzung
der Lehrverpflichtung wird mit dem Ablauf eines
Jahres nach der Geburt des Kindes wirksam und
endet mit dem Ablauf von drei Jahren nach der
Geburt des Kindes.

(2) Auf Antrag der Landeslehrerin kann die
Dauer der Herabsetzung der Lehrverpflichtung
höchstens bis zum Ablauf von fünf Jahren nach der
Geburt des Kindes verlängert werden, wenn keine
wichtigen dienstlichen Interessen entgegenstehen.
§ 31 a Abs. 1 zweiter Satz ist anzuwenden.

(3) Die Landeslehrerin hat den Antrag auf Her-
absetzung der Lehrverpflichtung spätestens zwei
Monate vor dem gewollten Wirksamkeitsbeginn zu
stellen.

(4) Die Zeiträume einer Herabsetzung der Lehr-
verpflichtung nach Abs. 2 dürfen für die Landesleh-
rerin insgesamt zwei Jahre nicht übersteigen. Diese
Zeiträume sind auf den im § 31 a Abs. 3 angeführ-
ten Gesamtzeitraum anzurechnen.

(5) § 31 a Abs. 2, 3 zweiter und dritter Satz und
5 Z 3 ist sinngemäß anzuwenden.

§ 31 c. Bei der stundenmäßigen Festlegung der
Zeiträume, in denen der Landeslehrer Dienst zu
versehen hat, ist auf die persönlichen Verhältnisse
des Landeslehrers, insbesondere auf die Gründe,
die zur Herabsetzung der Lehrverpflichtung
geführt haben, soweit Rücksicht zu nehmen, als
nicht wichtige dienstliche Interessen entgegenste-
hen.

§ 31 d. (1) Die halbe Lehrverpflichtung kann
soweit überschritten werden, als es nötig ist, um
ihre Unterschreitung zu vermeiden. Ansonsten
kann der Landeslehrer, dessen Lehrverpflichtung
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nach den §§ 31 a oder 31 b herabgesetzt worden ist,
über die für ihn maßgebende Lehrverpflichtung
hinaus zur Dienstleistung nur herangezogen wer-
den, wenn die Dienstleistung zur Vermeidung eines
Schadens unverzüglich notwendig ist und ein Lan-
deslehrer, dessen Lehrverpflichtung nicht herabge-
setzt ist, nicht zur Verfügung steht.

(2) Die Verpflichtung des Landeslehrers zur
Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen wird
durch § 31 c und durch Abs. 1 nicht berührt.

§ 31 e. (1) Die Dienstbehörde kann auf Antrag
des Landeslehrers die vorzeitige Beendigung der
Herabsetzung der Lehrverpflichtung nach den
§§ 31 a oder 31 b verfügen, wenn

1. der Grund für die Herabsetzung weggefallen
ist,

2. das Ausschöpfen der, ursprünglich verfügten
Dauer der Herabsetzung für den Landesleh-
rer eine Härte bedeuten würde und

3. keine wichtigen dienstlichen Interessen entge-
genstehen.

(2) Zeiten, um die sich dadurch ein ursprünglich
vorgesehener Zeitraum der Herabsetzung der
Lehrverpflichtung nach § 31 a oder nach § 31 b
Abs. 2 verkürzt, bleiben für eine neuerliche Herab-
setzung der Wochendienstzeit gewahrt. Bruchteile
eines Jahres können bei einer neuerlichen Herab-
setzung der Wochendienstzeit nur ungeteilt in
Anspruch genommen werden.

(3) Eine Anwendung des Abs. 1 ist in den letzten
vier Monaten des Schuljahres ausgeschlossen.

§ 31 f. Auf Landeslehrer, die eine im § 38 ange-
führte Leitungsfunktion ausüben oder mit einer
Schulaufsichtsfunktion betraut sind, und auf Klas-
senlehrer sind die §§ 31 a bis 31 e nicht anzuwen-
den."

3. Dem § 49 wird angefügt:

„(6) Die Abs. 1 bis 5 sind auf Landeslehrer,
deren Lehrverpflichtung nach den §§ 31 a oder 31 b
herabgesetzt ist, nicht anzuwenden."

Artikel V

(1) Auf Beamtinnen, die am 1. Jänner 1985 die
übrigen Voraussetzungen des § 50 b Abs. 1 oder 2
BDG 1979 erfüllen, sind die §§ 50 b bis 50 e BDG
1979 (gegebenenfalls in Verbindung mit § 171 a
BDG 1979) auch dann anzuwenden, wenn an die-
sem Tage seit der Geburt des Kindes mehr als ein
Jahr vergangen ist.

(2) Abs. 1 ist nur dann anzuwenden, wenn die
Beamtin bis spätestens 30. Juni 1985 einen diesbe-
züglichen Antrag stellt. Die Herabsetzung der
Wochendienstzeit wird in diesem Fall mit Ablauf
des dem Monat der Antragstellung folgenden
Kalendermonates wirksam.

Artikel VI

(1) Auf Landeslehrerinnen, die am 1. Jänner
1985 die übrigen Voraussetzungen des § 44 b
Abs. 1 oder 2 LDG 1984 erfüllen, sind die §§ 44 b
bis 44 f LDG 1984 auch dann anzuwenden, wenn
an diesem Tage seit der Geburt des Kindes mehr als
ein Jahr vergangen ist.

(2) Abs. 1 ist nur dann anzuwenden, wenn die
Landeslehrerin bis spätestens 30. Juni 1985 einen
diesbezüglichen Antrag stellt. Die Herabsetzung
der Wochendienstzeit wird in diesem Fall mit
Ablauf des dem Monat der Antragstellung folgen-
den Kalendermonates wirksam.

Artikel VII

(1) Auf Landeslehrerinnen, die am 1. Jänner
1985 die übrigen Voraussetzungen des § 31 b
Abs. 1 oder 2 des Land- und forstwirtschaftlichen
Landeslehrer-Dienstgesetzes erfüllen, sind die
§§ 31 b bis 31 f des Land- und forstwirtschaftlichen
Landeslehrer-Dienstgesetzes auch dann anzuwen-
den, wenn an diesem Tage seit der Geburt des Kin-
des mehr als ein Jahr vergangen ist.

(2) Abs. 1 ist nur dann anzuwenden, wenn die
Landeslehrerin bis spätestens 30. Juni 1985 einen
diesbezüglichen Antrag stellt. Die Herabsetzung
der Wochendienstzeit wird in diesem Fall mit
Ablauf des dem Monat der Antragstellung folgen-
den Kalendermonates wirksam.

Artikel VIII

(1) Außerordentliche Hochschulprofessoren des
Dienststandes gelten ab 1. Jänner 1985 als ordentli-
che Hochschulprofessoren.

(2) Ernennungen zum außerordentlichen Hoch-
schulprofessor sind nach Ablauf des Jahres 1984
nicht mehr zulässig.

Artikel IX

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1985
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung der Art. I, II, V und
VIII dieses Bundesgesetzes ist die Bundesregierung,
in Angelegenheiten jedoch, die nur den Wirkungs-
bereich eines Bundesministers betreffen, dieser
Bundesminister betraut.

(3) Hinsichtlich der Art. III und VI ist mit der
Wahrnehmung der dem Bund nach Art. 14 Abs. 8
B-VG zustehenden Rechte der Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport, hinsichtlich der
Art. IV und VII ist mit der Wahrnehmung der dem
Bund nach Art. 14 a Abs. 6 B-VG zustehenden
Rechte der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft betraut.

Kirchschläger
Sinowatz
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5 5 1 . Bundesgesetz vom 12. Dezember 1984,
mit dem das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungs-

gesetz geändert wird (BLVG-Novelle 1984)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundeslehrer-Lehrverpflichtungsgesetz,
BGBl. Nr. 244/1965, zuletzt geändert durch Art. V
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 659/1983, wird wie
folgt geändert:

1. An die Stelle des § 2 Abs. 1 Z 8 treten folgende
Bestimmungen:

„8. für Unterrichtsgegenstände der
Lehrverpflichtungsgruppe V a
(Anlage 5 a) 0,825

9. für Unterrichtsgegenstände der Lehr-
verpflichtungsgruppe VI (Anlage 6) . 0,75 ."

2. § 2 Abs. 5 lautet:

„(5) Für das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Lehrer an der Bundes-Berufsschule für Uhrmacher
in Karlstein in Niederösterreich und an den Berufs-
schulen des Bundes im Bereich der Justizanstalten
gelten die Bestimmungen des LDG 1984, BGBl.
Nr. 302, über das Ausmaß der Lehrverpflichtung
der Berufsschullehrer."

3. § 3 Abs. 7 und 8 lautet:

„(7) Abteilungsvorstände von Pädagogischen
Akademien eingegliederten Übungsschulen sind
von der Unterrichtserteilung befreit. Sie sind
jedoch verpflichtet,

Unterrichtsstunde(n) pro Woche zu vertreten. Hie-
für gebührt ihnen abweichend vom § 61 des
Gehaltsgesetzes 1956 keine Vergütung.

(8) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Leiter
von Akademien für Sozialarbeit vermindert sich um
18 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III. Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der
Abteilungsvorstände für Studiengänge an Pädago-
gischen Akademien vermindert sich um

1. 16 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand nicht
mehr als 200 Studierende in seinem Bereich
betreut,

2. 17 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
mehr als 200 Studierende in seinem Bereich
betreut,

3. 18 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
mehr als 400 Studierende in seinem Bereich
betreut,

4. 19 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
mehr als 600 Studierende in seinem Bereich
betreut.

Bei Abteilungsvorständen, die zwei oder mehrere
Studiengänge an Pädagogischen Akademien leiten,
vermindert sich die Lehrverpflichtung zusätzlich
um eine Wochenstunde der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, insgesamt jedoch höchstens um die in
Z 4 angeführte Wochenstundenzahl. Ändert sich
die Zahl der Studierenden während des Schuljah-
res, so wird eine sich allenfalls ergebende Änderung
der Lehrpflichtermäßigung mit dem Ersten des
Monates wirksam, in dem die hiefür maßgebende
Änderung der Zahl der Studierenden eingetreten
ist."

4. §3 Abs. 13 lautet:
„(13) Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der

Abteilungsvorstände an Schulen zur Ausbildung
von Leibeserziehern und Sportlehrern vermindert
sich um

1. 8 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
Kurse in der Dauer von nicht mehr als
150 Kurstagen zu betreuen hat,

2. 9 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
Kurse in der Dauer von nicht mehr als
200 Kurstagen zu betreuen hat,

3. 11 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
Kurse in der Dauer von nicht mehr als
250 Kurstagen zu betreuen hat,

4. 12 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
Kurse in der Dauer von nicht mehr als
300 Kurstagen zu betreuen hat,

5. 14 Wochenstunden der Lehrverpflichtungs-
gruppe III, wenn der Abteilungsvorstand
Kurse in der Dauer von mehr als 300 Kursta-
gen zu betreuen hat.

Bei ganzjährigen Unterrichtsveranstaltungen, die
nach dem in der Verordnung BGBl. Nr. 201/1975
geregelten Lehrplan geführt werden, sind die
Schultage den Kurstagen gleichzuhalten. Als Schul-
tag ist ein Kalendertag nur einmal zu zählen."

5. § 4 lautet:

„§ 4. Die §§ 2 und 3 sind auf Lehrer an
1. nicht ganzjährig geführten Schulen und an
2. lehrgangs-, kurs- oder seminarmäßig geführ-

ten Schulen mit monatlich unterschiedlichem
Beschäftigungsausmaß der Lehrer mit der
Maßgabe anzuwenden, daß die Gesamtzahl
der Jahresstunden jener eines vergleichbaren
Lehrers an den von Z 1 und Z 2 nicht erfaß-
ten Schulen entspricht."
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6. An die Stelle der Anlage 6 treten folgende
Anlagen:

„Anlage 5 a

Lehrverpflichtungsgruppe Va

1. Arbeitsgemeinschaft für erweiterte Betriebs-
praxis an gewerblichen, technischen und
kunstgewerblichen Fachschulen.

2. Atelier und Werkstätte an Fachschulen für
gestaltendes Metallhandwerk, für gewerbli-
che Holz- und Steinbildhauerei, für Tischle-
rei und Raumgestaltung, für Drechslerei, für
Keramik und Ofenbau, für angewandte
Malerei, für dekorative Gestaltung, für Tex-
tilhandwerk, Fachrichtungen Weberei und
Stickerei, an Meisterschulen für gestaltendes
Metallhandwerk, für Keramik und Ofenbau,
für Textilhandwerk, Fachrichtungen Webe-
rei und Stickerei, für das Malerhandwerk
und für Mode.

3. Bautechnisches Praktikum an höheren Lehr-
anstalten für Bautechnik-Hochbau und
-Tiefbau und an den Sonderformen dieser
Schulen.

4. Betriebspraktikum an Höheren Lehranstal-
ten für Fremdenverkehrsberufe und an den
Sonderformen dieser Schulen, an Gastge-
werbefachschulen und an Hotelfachschulen.

5. Farbenfotografie an Fachschulen für Foto-
grafie.

6. Mechanische Werkstätte an höheren Lehran-
stalten für Silikattechnik.

7. Nähen an Fachschulen für Sozialberufe.
8. Nähen und Werken an Haushaltungsschu-

len.
9. Porträtfotografie an Fachschulen für Foto-

grafie.
10. Praktische Bauarbeiten an Baufachschulen

und Bauhandwerkerschulen für Maurer und
für Zimmerer.

11. Retusche an Fachschulen für Fotografie.
12. Schmalfilmpraktikum an Fachschulen für

Fotografie.
13. Technische und Werbefotografie an Fach-

schulen für Fotografie.

14. Werkstätte an höheren technischen und
gewerblichen Lehranstalten und an gewerbli-
chen, technischen und kunstgewerblichen
Fachschulen, an den Sonderformen dieser
Schulen sowie an der Bundesfachschule für
Technik.

15. Werkstätte — Praktischer Unterricht an
höheren land- und forstwirtschaftlichen
Lehranstalten, Fachrichtung Landtechnik.

16. Werkstätte und Betriebslaboratorium an
Werkmeisterschulen für Maschinenbau und
für Elektrotechnik in den ersten Klassen.

Anlage 6

Lehrverpflichtungsgruppe VI

1. Anstrich und Lackierung an Meisterschulen
für das Malerhandwerk.

2. Haushaltspflege an Familienhelferinnenschu-
len.

3. Hauswirtschaft an allgemeinbildenden höhe-
ren Schulen.

4. Kochen an Familienhelferinnenschulen.
5. Lasieren an Meisterschulen für das Maler-

handwerk.
6. Maschinenkunde — Übungen an Bundesför-

sterschulen.
7. Modetechnik an Fachschulen für Damenklei-

derkonfektion und für Herrenkleiderkonfek-
tion.

8. Nähen an Familienhelferinnenschulen.
9. Nähen, Materialienkunde und Werken (aus-

genommen Materialienkunde) an Hauswirt-
schaftsschulen."

7. Die Anlage 9 lautet:

„Anlage 9

Nebenleistungen gemäß § 9 Abs. 2 lit. f

A. An Übungsvolksschulen die Verwaltung der
1. Lehrmittelsammlung für den Sachunterricht

und die Bildnerische Erziehung,
2. Lehrmittelsammlung für die Musikerzie-

hung und der audio-visuellen Unterrichtsbe-
helfe,

3. Bücherei,
4. Schulwerkstätte,
5. Turnsaaleinrichtung.

B. An Übungshauptschulen die Verwaltung der
1. Sammlung für Geschichte und Sozialkunde

sowie Geographie und Wirtschaftskunde,
2. Sammlung für Biologie und Umweltkunde,
3. Sammlung für Physik und Chemie,
4. Bücherei,
5. Schulwerkstätte,
6. Lehrküche,
7. Lehrgarten,
8. audio-visuelle Unterrichtsbehelfe (Bild- und

Tonträger),
9. Turnsaaleinrichtung einschließlich der

Sportgeräte."

Artikel II

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. I Z 2, 3, 5 und 7 mit 1. September 1984,
2. Art. I Z 4 mit 1. Oktober 1984,
3. Art. I Z 1 und 6 mit 1. Feber 1985.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nicht anderes bestimmt ist, jeder
Bundesminister insoweit betraut, als er oberste
Dienstbehörde ist.

Kirchschläger
Sinowatz
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